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A. Mündliche Fragen gemäß L der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 

Ist die Äußerung des Bundeskanzlers zur Wie- 
dervereinigung Deutschlands („Diese wird 
nicht geschehen"), die er in einem amerikani- 
schen Fernsehinterview laut DPA gemacht 
hat, noch vereinbar mit der zum Verfassungs- 
gebot erhobenen besonderen Verpflichtung der 
Präambel des Grundgesetzes, aus der hervor- 
geht, daß die nationale und staatliche Einheit 
Deutschlands zu wahren und die Einheit und 
Freiheit Deutschlands zu vollenden ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 

2. Abgeordneter Hat die Bundesregierung schon einmal in ei- 

Dr. Abelein nem umfassenden Bericht feststellen lassen, in 

welchen Beziehungen sich die beiden Teile 
Deutschlands als Ausland bzw. als Inland be- 
handeln? 

3. Abgeordneter Wenn nein, ist die Bundesregierung bereit, 

Dr. Abelein einen solchen umfassenden Bericht erarbeiten 

zu lassen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß von 
8580 registrierten Bewerbern zum Medizin- 
studium zu Beginn des Wintersemesters 1969/ 
70 lediglich 2666 zugelassen wurden? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, dieses krasse Mißverhältnis zwischen der 
Studienmöglichkeit für zukünftige Arzte ei- 
nerseits und der sich vergrößernden Zahl va- 
kanter Kassenarztstellen andererseits zu be- 
seitigen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

6. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
Stahlberg sich der zivile Ersatzdienst zu einem „Sammel- 

becken anarchistischer Kreise" entwickelt hat, 
wie dies eine Studie der Arbeitsgemeinschaft 
der Ersatzdienstgruppenleiter feststellt? 


5. Abgeordneter 

Jung 


4. Abgeordneter 

Jung 


1. Abgeordneter 

Weigl 
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7. Abgeordneter 
Stahlberg 


8, Abgeordneter 

Zink 


9. Abgeordneter 

Zink 


10. Abgeordneter 
Zebisch 


1 1 . Abgeordneter 

Folger 


12. Abgeordnete 

Frau Fundce 


13. Abgeordneter 

Dr. Haack 


14. Abgeordneter 

Wolf 


Trifft es zu, daß Ersatzdienstpflichtige in ge- 
lenkten Aktionen Sachbeschädigungen ver- 
üben, die Hausordnungen der sozialen Einrich- 
tungen mißachten sowie sich gegenüber Kran- 
ken und Alten durch übermäßiges Lärmen 
rücksichtlos verhalten, wie dies eine Studie 
der Arbeitsgemeinschaft der Ersatzdienstgrup- 
penleiter feststellt? 

Trifft es zu, daß es in München eine Streik- 
zentrale der Ersatzdienstleistenden gibt? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung ei- 
ner Studie der Arbeitsgemeinschaft der Ersatz- 
dienstgruppenleiter, wonach im zivilen Ersatz- 
dienst zukünftig zentrale Sammellager sowie 
für Ersatzdienstleistende, die sich nicht be- 
währen, eigene Unterkünfte mit besonderen 
Arbeitsaufgaben geschaffen werden sollen? 

Wird die Bundesregierung dem Zentralver- 
band der Zivil Versehrten, Invaliden und Rent- 
ner e. V. die Berechtigung erteilen, auf den 
Waren, die für ihn von Zivilversehrten ver- 
trieben werden und deren Teilerlös ihm zu- 
fließt, den Hinweis anzubringen „Die Ware 
wird im Auftrag des Zentralverbandes der 
Zivilversehrten vertrieben"? 

Wird die Bundesregierung in Zukunft dafür 
sorgen, daß wegen krimineller Vergehen aus- 
gewiesene Gastarbeiter durch die zuständigen 
deutschen Vermittlungsstellen im Ausland 
nicht wieder Einreisepapiere und Arbeitsver- 
träge erhalten, wie das bisher wiederholt vor- 
gekommen ist? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
den Weg einer berufstätigen Mutter zum und 
vom Kindergarten zur Unterbringung ihres 
Kindes in den Wegeunfallschutz der Berufs- 
genossenschaften einzubeziehen, weil die Be- 
treuung des Kindes während der Arbeitszeit 
der Mutter normalerweise eine unabweisbare 
Voraussetzung für die Berufsausübung der 
Mutter ist? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die Ver- 
ordnung zur Durchführung des § 11 Abs. 3 
und der §§ 13 und 15 des Bundesversorgungs- 
gesetzes vom 18. Dezember 1967 dahin gehend 
zu erweitern, daß die Voraussetzungen für 
Ersatzleistungen nach § 5 dieser Verordnung 
— vor allem bezüglich der Zuschüsse zur Be- 
schaffung eines Fahrrads — erweitert werden? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
ergriffen, um den nach § 50 des Berufsbil- 
dungsgesetzes erforderlichen Bundesausschuß 
für Berufsbildung einzurichten? 
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15. Abgeordneter Welche finanziellen Auswirkungen hat das 
Weigl Urteil des Bundessozialgerichts, wonach bei 

der Gewährung von Berufsunfähigkeits- und 
Erwerbsunfähigkeitsrenten zu beachten ist, ob 
genügend Arbeitsplätze vorhanden sind, die 
der Rentenantragsteller mit der ihrn verblei- 
benden Leistungsfähigkeit noch ausfüllen 
kann? 


16. Abgeordneter Was beabsichtigt das Bundesverwaltungsamt 
Bay damit, daß es eine Gruppe von etwa 15 Er- 

satzdienstleistenden in das mit Stacheldraht 
umzäunte Lager Schwarmstedt eingewiesen 
hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


17. Abgeordneter 

Lemmrich 


18. Abgeordneter 

Dr. Enders 


19. Abgeordneter 

Leicht 

20. Abgeordneter 

Rämig 


21. Abgeordneter 

Dr. Jobst 


22. Abgeordneter 

Dr. Jobst 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Vor- 
schlag, Tiefflugübungen von Düsenflugzeugen 
der Deutschen Luftwaffe nicht über dem Ge- 
biet der Bundesrepublik Deutschland sondern 
über der Sahara durchzuführen? 

Hält es die Bundesregierung für notwendig, 
die 1965 festgesetzten Beträge im Hinweis 13 c 
zu § 4 des Unterhaltssicherungsgesetzes zu er- 
höhen, um den Familienangehörigen der zur 
Bundeswehr einberufenen Wehrpflichtigen, 
entsprechend den gestiegenen Miet- und Le- 
benshaltungskosten, ein angemessenes Ein- 
kommen zu sichern? 

Wieviel Starfighter hat die deutsche Luftwaffe 
verloren? 

Trifft es zu, daß Wehrpflichtige, die von der 
Mittel- oder Realschule zum Technischen Gym- 
nasium gehen, erst nach der Absolvierung des 
Gymnasiums einberufen werden, während 
Wehrpflichtige, die die Mittlere Reife in der 
Abendschule (Berufsaufbauschule) machen und 
anschließend zum Technischen Gymnasium 
wollen, mit ihrer Einberufung vor oder wäh- 
rend der Schulzeit am Technischen Gymnasium 
rechnen müssen? 

Trifft es zu, daß mehrere Standortverwaltun- 
gen aufgelöst werden sollen, und befindet sich 
darunter auch die Standortverwaltung Ober- 
viechtach? 

Hält es die Bundesregierung im Interesse einer 
guten Zusammenarbeit zwischen Parlament 
und Regierung für förderlich, wenn Anfragen 
von Abgeordneten an einen Minister nur mit 
einem Durchschlag von Schreiben beantwor- 
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tet werden, die gleichzeitig an andere Frage- 
steller außerhalb des Parlaments erteilt wer- 
den, wie es zum Beispiel bei meiner Eingabe 
an den Bundesminister der Verteidigung 
wegen unzureichender Unterbringung der 
Standortverwaltung Oberviechtach geschehen 
ist? 

23. Abgeordneter Was hat die Human-Zentrifuge zur Testung 

Buchstaller von Jet-Piloten im Flugmedizinischen Institut 

der Luftwaffe in Fürstenfeldbruck gekostet? 

24. Abgeordneter Wann wurde sie beschafft und seit wann steht 

Buchstaller sie im Flugmedizinischen Institut der Luftwaffe 

zur Verfügung? 

25. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die vor- 

Dr. Schmude zeitige Beurlaubung von Wehrpflichtigen, die 

im Februar 1970 ein Ingenieurschulstudium 
aufnehmen möchten, aber erst Ende März 
1970 aus der Bundeswehr entlassen werden, 
entsprechend dem einen früheren Zeitraum 
betreffenden Erlaß des Bundesministers der 
Verteidigung zu verfügen? 

26. Abgeordneter Ist beabsichtigt, im Rahmen der Bundeswehr- 

Dr. Orth fachschulen Lehrgänge für Soldaten auf Zeit 

anzubieten, die zur Fachhochschulreife führen, 
da in Schleswig-Holstein nur noch Fachhoch- 
schulen vorhanden sind und für das übrige 
Bundesgebiet spätestens ab 1. August 1971 
Fachhochschulreife Voraussetzung für den Be- 
such von Fachhochschulen ist? 

27. Abgeordneter Wann werden Absolventen von Bundeswehr- 

Dr. Orth fachschulen diesen Abschluß erwerben kön- 

nen? 

28. Abgeordnete Ist es richtig, wie in der Hannoverschen Presse 

Frau vom 17. Januar 1970 zu lesen war, daß Rein- 

von Bothmer hard Schulz, der als Einziger den Mordüberfall 

von Lebach überlebt hat, und der wegen seiner 
Verletzungen seinen früheren Beruf nicht mehr 
ausüben kann, lediglich eine Versehrtenrente 
von monatlich 95 DM bezieht? 

Sähe die Bundesregierung sich durch eine sol- 
che Tatsache nicht veranlaßt, die Versiche- 
rungssituation der Bundeswehrsoldaten, die in 
keinem Verhältnis steht zu jeder anderen Ver- 
sicherungspflicht Vonseiten eines Arbeitgebers, 
gründlich zu prüfen und wenigstens annähernd 
den üblichen Verhältnissen anzupassen? 

30. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei der 
Maudier Einberufung von Söhnen von Schwerbeschä- 

digten und Kriegerwitwen oft besondere Här- 
ten entstehen? 


29. Abgeordnete 

Frau 

von Bothmer 
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31. Abgeordneter 
Maudier 


32. Abgeordneter 

Marsch 

(Soltau- 

Harburg) 

33. Abgeordneter 
Mursdi 
(Soltau- 
Harburg) 

34. Abgeordneter 
Dr. de With 


Ist die Bundesregierung bereit, in solchen Fäl- 
len auch für die Zukunft von einer Einberu- 
fung dann abzusehen, wenn die Einberufung 
eine besondere Härte bedeutet? 

Wie viele zum Wehrdienst heranstehende 
Wehrpflichtige, die tauglich waren und zeit- 
gerecht zur Verfügung standen, konnten im 
Jahre 1969 nicht eingezogen werden? 

Wie hoch wird diese Zahl für das Jahr 1970 
geschätzt? 


Hält die Bundesregierung die Altersbegren- 
zung des Vorsitzenden und der Beisitzer auf 
32 Jahre bei den Ausschüssen nach § 26 Abs. 3 
des Wehrpflichtgesetzes (Prüfungsausschüsse 
für Kriegsdienstverweigerer) derzeit noch für 
angebracht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugendr Familie und Gesundheit 


35. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Krefeld) 


36. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Krefeld) 


37. Abgeordneter 
Baier 


38. Abgeordneter 
Rollmann 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, sich durch gesetzliche Maßnahmen über 
das Bundesseuchengesetz hinaus und neben 
den schriftlichen Aufklärungen stärker bei der 
Bekämpfung der infektiösen Hepatitis mit ih- 
ren Spätfolgen zu engagieren? 

Werden z. B. in diesem Zusammenhang Schrit- 
te erwogen, die eine Versorgung der Bevölke- 
rung überall mit einwandfreiem Trinkwasser 
gewährleisten, für eine Klärung der Abwäs- 
ser vor Erreichen der Vorfluter sorgen und 
die weitmöglichste Sauberhaltung der Flüsse 
als nicht unwesentlicher Trinkwasserlieferant 
vieler Gegenden der Bundesrepublik Deutsch- 
land sichern? 

Ist der Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit bereit, dafür zu sorgen, daß 
der deutsch-französische Familienaustausch, 
welcher infolge des geringen Förderungsan- 
teiles im Rahmen des deutsch-französischen 
Jugendwerkes nur 0,02Vo aller Franzosen und 
Deutschen umfaßt, im Jahre 1970 durch eine 
höhere Mittelbereitstellung verstärkt wird? 

Welche Gründe haben den Bundesminister für 
Jugend, Familie und Gesundheit veranlaßt, 
den Leiter des Referats „politische Bildung der 
Jugend usw." in der Abteilung Jugendpolitik 
trotz dessen beruflicher Erfahrung von dieser 
Aufgabe zu entbinden? 
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39. Abgeordneter 
Dr. Kreutzmann 


40. Abgeordneter 
Dr. Kreutzmann 


41. Abgeordneter 

Hussing 


42. Abgeordneter 

Hussing 


43. Abgeordneter 
Ollesdi 


44. Abgeordneter 

Dr. Bechert 
(Gau-Algesheim) 


45, Abgeordneter 
Dr. Bechert 
(Gau-Algesheim) 


46. Abgeordneter 
Dr. Haack 


Ist es der Bundesregierung bekannt, daß die 
Zuwendungen der Stiftung Volkswagenwerk 
im Rahmen der Ausbildungsförderung für Ma- 
thematiker und Naturwissenschaftler im höhe- 
ren Schuldienst auf die Erziehungsbeihilfe nach 
§ 27 BVG anzurechnen sind, während sie auf 
den Kreis der Empfänger von Ausbildungs- 
hilfe nach dem LAG nicht angerechnet werden? 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
diese ungleiche Behandlung zweier geschä- 
digter Gruppen aus der Welt zu schaffen? 


Sieht die Bundesregierung die wachsende Ge- 
fährdung der Gesundheit durch zunehmende 
Verwendung chemischer Artikel und Substan- 
zen mit den verschiedensten Namen und Zu- 
sammensetzungen? 


Erwägt die Bundesregierung, dieser Gefahr 
durch Einführung einer Kennzeichnungspflicht 
entgegenzuwirken, wie sie z. B. in den USA 
üblich ist, wo chemische Produkte im Aufdruck 
ihre chemische Zusammensetzung und geeig- 
nete Gegenmittel enthalten müssen, um eine 
sofortige wirksame Bekämpfung der gesund- 
heitsschädlichen Stoffe zu gewährleisten? 


Wie ist es möglich, daß apothekenpflichtige 
Mittel im Behörden- und Betriebshandel an 
jedermann in beliebiger Menge abgegeben 
werden können? 


Welche der 10 Forderungen, die die Konfe- 
renz zur Frage der Tabakgefahren vom 14. 
bis 16. Oktober 1968 in Heidelberg unter der 
Ehrenpräsidentschaft von Professor Dr. med. 
K. H. Bauer, Heidelberg, in ihrem 10-Punkte- 
programm zur Bekämpfung der Tabakgefah- 
ren erhoben hat, gedenkt die Bundesregie- 
rung zu erfüllen? 


Hält die Bundesregierung summarische Vor- 
schriften über das Rauchen am Arbeitsplatz 
zum Schutze der Nichtraucher für undurch- 
führbar, obwohl doch nicht bestritten werden 
kann, daß Nichtraucher durch Tabaksqualm 
ebenfalls geschädigt werden, nicht nur die 
Raucher, die also für die wissentlich herbei- 
geführte Gesundheitsgefährdung der Nicht- 
raucher verantwortlich sind? 


Welche Auffassung vertritt die Bundesregie- 
rung zu dem Vorschlag, die Schutzimpfung 
gegen Tbc zur Pflicht zu machen? 
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47. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Krefeld) 


Sind der Bundesregierung die Ergebnisse der 
Vorsorgeuntersuchungen in Baden-Württem- 
berg im Bereich von sechs Allgemeinen Orts- 
krankenkassen bekannt, die allein bei der 
AOK Pforzheim von 1000 Untersuchungen 
400 Weiterbehandlungen beim untersuchenden 
Arzt, 240 Facharztüberweisungen, 15 Kran- 
kenhauseinweisungen und 135 Kuren not- 
wendig machten? 


48. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Krefeld) 


Ist die Regierung bei diesem alarmierenden 
Ergebnis bereit, Gesetzesinitiativen zu ergrei- 
fen, um Vorsorgeuntersuchungen bei allen 
Bundesbürgern ab 40. Lebensjahr regelmäßig 
durchführen zu lassen und ebenfalls Vorsorge- 
untersuchungen bei allen Schulkindern und 
Studenten aller Fakultäten zu erreichen? 


49. Abgeordneter Welche Maßnahmen sind erforderlich oder 
Strohmayr bereits getroffen worden, daß die Sozialhilfe- 

empfänger nach der Entscheidung des Bundes- 
verfassungsgerichtes zum § 29 des Wohngeld- 
gesetzes vom 1. April 1965 nunmehr und noch 
nachträglich Wohngeld erhalten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


50. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Interesse 
Ollesch der Verkehrssicherheit bei den zuständigen 

Länder- und Gemeindebehörden darauf hin- 
zuwirken, daß hellere Grundfarben für die 
Straßendecken verwendet werden, nachdem 
sich gerade in den letzten Wochen wieder 
herausgestellt hat, in wie starkem Maße die 
früher üblichen schwarzen Fahrbahndecken bei 
Nebel, Regen und Dunkelheit Licht schlucken? 


51. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 


Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung 
eine Bundesbeteiligung an den Kosten des 
Großflughafens München-Erding unter der Be- 
dingung des weiteren Betriebs des Flughafens 
München-Riem abhängig gemacht und hat die 
Bundesregierung damit die Zusage des frühe- 
ren Bundesverkehrsministers Seebohm wider- 
rufen, der eine Bundesbeteiligung ohne Bedin- 
gung zugesichert hatte? 


52. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 


Hat die Bundesregierung bei den anderen 
Großflughafen-Projekten in der Bundesrepu- 
blik Deutschland ähnliche Bedingungen gestellt 
und ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Stadt München dem Bau eines Großflughafens 
nur unter der Voraussetzung angestrebt hat, 
daß nach seiner Fertigstellung der bisherige 
Flughafen München-Riem aus mehrfachen 
— - nicht zuletzt städtebaulichen Gründen (z. B. 
Trabantenstadt Perlach) — geschlossen wird? 
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53. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, daß die Deutsche 
Maucher Bundesbahn nicht beabsichtigt, die Bundes- 

bahnstrecke Ulm— Friedrichshafen in den 70er 
Jahren zu elektrifizieren? 


54 . Abgeordneter Nachdem in den Berichten von der Elektrifi- 

Maucher zierung der Bundesbahnstrecke Uln>--Schel- 

kingen— Sigmaringen — Immendingeri nicht die 
Rede war, ist an eine Elektrifizierung dieser 
Strecke überhaupt nicht gedacht? 

55. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß beide 

Adorno Bahnstrecken für den internationalen Verkehr 

von besonderer Bedeutung sind? 

56. Abgeordneter Wann ist mit der Elektrifizierung der Bundes- 

Adorno bahnstrecke Ofrenburg — Radolfzell— Lindau zu 

rechnen? 

57. Abgeordneter Aus welchen Gründen hat der Bundesminister 

Mursch für Verkehr den noch im Jahresbericht der 

(Soltau-Harbiirg) Bundesregierung 1968 als 2. Ausbauplan be- 

zeichneten Plan für den Ausbau der Bundes- 
fernstraßen in den Jahren 1971 bis 1985 in 
„Neuen Ausbauplan" umbenannt (vgl. Druck- 
sache VI/ 195, letzter Absatz)? 

58. Abgeordneter Würde die Kontinuität im Bundesfernstraßen- 

Mursch bau nicht besser dadurch zum Ausdruck kom- 

(Soltau-Harburg) men, wenn es bei der bisherigen Bezeichnung 

bleibt, zumal der 2. Ausbauplan die Fortset- 
zung des 1. Ausbauplanes (1959 bis 1970) dar- 
stellt und ein wesentlicher Teil der Straßen- 
baumaßnahmen vom 1, in den 2. Plan über- 
geht? 


59. Abgeordneter Treffen Presseberichte zu, daß bei Verkehrs- 
Baeuchle Unfällen über 65 Jahre alte Kraftfahrzeugfah- 

rer in prozentuell höherem Maße beteiligt 
waren? 


60. Abgeordneter Falls vorstehende Frage bejaht wird, frage ich, 
Baeuclile ob die Bundesregierung daraus Konsequenzen 

zu ziehen beabsichtigt, etwa durch Begrenzung 
der Fahrerlaubnis auf 65 oder 70 Jahre und 
ihrer Verlängerung erst nach einer Gesund- 
heitsprüfung? 


61. Abgeordneter Ist es der Bundesregierung möglich, darauf 
Dr. Schachtschabei hinzuwirken, daß US~Fahrzeuge und oft kilo- 
meterlange Fahrzeugkolonnen die Bundesauto- 
bahnen bzw. bestimmte Bundesautobahnab- 
schnitte nicht gerade während des dichtesten 
Berufsverkehrs befahren? 
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62. Abgeordneter 
Niegel 


63. Abgeordneter 

Dr, Müller- 
Hermann 


64. Abgeordneter 

Pieroth 


65. Abgeordneter 

Niegel 


66. Abgeordneter 
Haehser 


67. Abgeordneter 
Haehser 


68. Abgeordneter 

Dr. Gleissner 


Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen der 
von ihr wieder für dieses Jahr vorgesehenen 
Verordnung zur Erleichterung des Ferienreise- 
verkehrs auf der Straße den Ländern die Mög- 
lichkeit einzuräumen, für engbegrenzte Trans- 
porte, wie Kirschen und Erdbeeren, die leicht 
verderblich sind und als Erntegut mengen- 
mäßig wegen der unbestimmten Witterung 
nicht auf die einzelnen Werktage verteilt wer- 
den kann, Ausnahmegenehmigungen für die 
Beförderung auf der Bundesautobahn zu er- 
teilen? 

Welche Vorstellung hat die Bundesregierung 
bezüglich Standort und Ausbau eines Tief- 
wasserhafens an der Nordseeküste und der 
dafür benötigten Investitionen, um die Wett- 
bewerbsfähigkeit der deutschen Seehäfen an- 
gesichts der strukturellen Veränderungen in 
der Seeschiffahrt zu erhalten? 


Wird die Bundesregierung dafür sorgen, daß 
die Rationalisierungseinsparungen durch die 
Zusammenlegung der Omnibusdienste von 
Bundesbahn und Bundespost auch an die Rei- 
senden weitergegeben werden in Gestalt nie- 
drigerer Tarife? 

Ist die Bundesregierung in absehbarer Zeit be- 
reit, die Benachteiligung der ländlichen Räume 
gegenüber den Ballungszentren bei der Fest- 
setzung von Telefongebühren durch Erweite- 
rung bzw. Zusammenlegung von Knotenäm- 
tern auf mindestens Landkreisgröße bzw. Grös- 
se efner wirtschaftlichen Region zu beseitigen, 
damit dann dort von der Bevölkerung mit den 
gleichen Gebühren telefoniert werden kann 
wie in den Ballungszentren? 

Flält es die Bundesregierung für gerechtfer- 
tigt, daß Umwege, die im Postreisedienst durch 
Straßenbaumaßnahmen notwendig werden, 
den Benutzern des Postreisedienstes durch die 
Forderung nach höheren Fahrpreisen ange- 
lastet werden? 

Wenn nein, sieht die Bundesregierung Mög- 
lichkeiten, die jetzt geübte Praxis zu ver- 
ändern? 

Trifft es zu, daß in England die Elektromo- 
bile als Flilfe im Kampf gegen die wachsenden 
Gefahren für die Gesundheit der Bevölkerung 
durch Verkehrslärm und Luftverschmutzung 
steuerlich bevorzugt werden, weil Elektromo- 
bile die geringste Umweltbelästigung verur- 
sachen, überhaupt keine Abgase entwickeln, 
den weitaus niedrigsten Geräuschpegel auf- 
weisen, leicht zu bedienen und wenig repa- 
raturbedürftig sind? 
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69. Abgeordneter 

Dr. Gleissner 


70. Abgeordneter 

Dr. Hauff 


71. Abgeordneter 

Flämig 


72. Abgeordneter 

Ruf 


73. Abgeordneter 

Ruf 


74. Abgeordneter 

Dr. Jenninger 


75. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


Wie groß ist die Zahl der Elektromobile in 
England und in der Bundesrepublik Deutsch* 
land und welches sind die Gründe, daß in der 
Bundesrepublik Deutschland die Zahl der im 
Straßenverkehr zugelassenen Elektromobile 
sich nicht erhöht sondern sogar verringert 
hat, obwohl ein erhöhter Einsatz von Elektro- 
fahrzeugen beitragen würde, nachweislich den 
Verkehrslärm zu vermindern und die Atemluft 
in den Verkehrsstraßen zu verbessern? 

Trifft die Feststellung im Bericht der „Inter- 
ministeriellen Kommission des Landes Ba- 
den-Württemberg" zum „Ausbau des Flugha- 
fens Stuttgart" zu, daß der Bund es nicht als 
seine Aufgabe betrachtet habe, die Ausbau- 
planungen der deutschen Flughäfen zu koordi- 
nieren? 

Besteht die Möglichkeit, im Zuge der Verbes- 
serung der Nahverkehrs-Verhält' issG in den 
Verdichtungsgebieten der Bundesrepublik 
Deutschland die Tarife der Bundesbahnzüge 
und der Bundesbahnautobusse in der Weise 
anzugleichen, daß beim Übergang die Zugkarte 
auch für den Autobus und die Autobuskarte 
auch für den Zug gilt? 

Bleibt der Bundesverkehrsminister bei seiner 
Auffassung, daß der Flughafen Stuttgart-Ech- 
terdingen nicht zu einem Weltflughafen aus- 
gebaut werden soll und daß der Bund entspre- 
chend dem verkehrspolitischen Programm der 
Bundesregierung der Großen Koalition V 2494 
sich auch weiterhin bei seiner finanziellen Be- 
teiligung zunächst auf den Ausbau der Flug- 
häfen Berlin, Frankfurt, Köln'Bonn, Mamburg 
und München beschränkt? 

Wie stehen die Verhandlungen, die das baden- 
württembergische Innenministerium über eine 
finanzielle Beteiligung des Bundes am Ausbau 
des Flughafens Stuttgart-Echterdingen ange- 
sichts dessen übergeordneter Verkehrsbedeu- 
tung mit dem Bundesverkehrsministerium 
führt? 

Sieht der Bundesniinister für Verkehr die Mög- 
lichkeit, die Höchstgeschwindigkeit für Omni- 
busse auf den Autobahnen von 80 auf 100 krn/h 
zu erhöhen und das Überholverbot für Omni- 
busse aufzuheben, um dadurch einen reibungs- 
loseren Veikehrsablauf an Autobahn-Berg- 
strecken zu gewährleisten? 

Ist die Bundesregierung in der Lage, den Bun- 
destag genauestens darüber zu unterrichten, 
um wieweit sich die Unfallzahlen einschließlich 
ihrer Folgen, an denen schwere LKW über 7,5 t 
schuldhaft beteiligt waren, an den im Sommer 
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76 . Abgeordneter 

Weber 

(Heidelberg) 

77. Abgeordneter 

Weber 

(Heidelberg) 


78. Abgeordneter 

Tobaben 


79. Abgeordneter 

Tobaben 


80. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Hermann 


81. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Hermann 


82. Abgeordneter 

Pieroth 


83. Abgeordneter 
Schmitt 
(Lockweiler) 


1969 tür LKW über 7,5 t gesperrten Wochen- 
enden gegenüber den gleichen Wochenenden 
in den Jahren 1968, 1967 und 1966 verändert 
haben, so daß sich daraus eine Rechtfertigung 
für die geplante Wiederholung des Fahrver- 
bots an Wochenenden mit einer sogar vorge- 
sehenen Ausweitung im Sommer 1970 folge- 
richtig ergibt? 

Wie hoch werden die im Jahre 1970 auf die 
Deutsche Bundesbahn zukommenden gesamten 
Kostensteigerungen geschätzt? 

Wie hoch werden im Jahre 1970 voraussicht- 
lich die Personalkosten — Mehraufwendungen 
bei der Deutschen Bundesbahn auf Grund der 
Erhöhung der Löhne, Gehälter und Versor- 
gungsbezüge sein? 

Welche Mehreinnahmen würden die von der 
Deutschen Bundesbahn beantragten Tarifer- 
höhungen bringen? 

Hält die Bundesregierung in Anbetracht der zu 
erwartenden Kostensteigerungen die Tarifer- 
höhungsanträge der Deutschen Bundesbahn 
für gerechtfertigt? 

Wenn die Tariferhöhungsanträge der Deut- 
schen Bundesbahn nicht genehmigt würden, 
um w^elchen Betrag müßten dann die Bundes- 
zuwendungen an die Deutsche Bundesbahn 
steigen, und sind entsprechende Mehrbela- 
stungen bei der Aufstellung des Bundeshaus- 
halts 1970 berücksichtigt? 

Wie stellt sich die Bundesregierung die wirt- 
schaftliche Situation bei den Verkehrsunter- 
nehmen vor, deren Tariferhöhungsanträge 
von ihr nicht genehmigt, deren Mehrkosten 
aber nicht vom öffentlichen Haushalt über- 
nommen werden? 

Werden bei der Entscheidung der Bundesregie- 
rung über die Tariferhöhungsanträge der 
Deutschen Bundesbahn und des Güterfern- 
verkehrs die von der „konzertierten Aktion" 
des Bundeswirtschaftsministers am 12. Januar 

1970 fixierte Stellungnahme, wonach Erhöhun- 
gen administrativ beeinflußter Preise vorerst 
zurückzustellen sind, maßgebend sein oder die 
vom Bundesverkehrsminister am 5. Dezember 
1969 vor dem Verkehrsausschuß geäußerte 
Ansicht „die Preise müßten dem Kostengefüge 
angemessen angepaßt werden"? 

Wie groß war der Uberschuß im Wagenla- 
dungsverkehr der Deutschen Bundesbahn 1960 
und 1968 in absoluten Zahlen und auf Tonnen- 
kilometer bezogen? 
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84. Abgeordneter Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Stei- 

Vehar gerung der Personalkosten bei den nicht bun- 

deseigenen Eisenbahnen im Jahre 1970? 

85, Abgeordneter Wie hoch wären die Mehreinnahmen der nicht 

Vehar bundeseigenen Eisenbahnen bei Genehmigung 

der beantragten Tariferhöhungen im Jahre 
1970? 


86. Abgeordneter Wann erfolgt die mit der Richtlinie des Rates 
Strohmayr für die Angleichung der Rechtsvorschriften der 

Mitgliedstaaten über landwirtschaftliche Zug- 
maschinen auf Rädern (Drucksache V/547) in 
der Fragestunde der 148. Sitzung des 5. Deut- 
schen Bundestages in Aussicht gestellte An- 
passung an die bereits in anderen EWG-Mit- 
gliedstaaten gültigen höheren Geschwindig- 
keitszulassungen für landwirtschaftliche Zug- 
maschinen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


87. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die der- 
Ollesch zeitige unterschiedliche Regelung des aktiven 

und passiven Wahlalters in den einzelnen 
Bundesländern bei den verschiedenen Wah- 
len, und was gedenkt sie im Interesse einer 
möglichst weitgehenden Einheitlichkeit zu tun? 

Warum nennt die Bundesregierung in ihrer 
Antwort, die als Anlage 36 im Stenographi- 
schen Bericht (Seite 991) über die 24. Sitzung 
des Bundestages abgedruckt ist, unter den 
Maßnahmen gegen die Luftverunreinigung 
durch Autoabgase nicht die Notwendigkeit 
der raschen Entwicklung von Elektromotoren, 
oder wird diese Entwicklung von der Bundes- 
regierung etwa nicht gefördert? 

89. Abgeordneter Hat eine Anerkennung der DDR als zweiter 

Alber deutscher Staat auch ohne ihre völkerrecht- 

liche Anerkennung nicht schon die rechtliche 
Konsequenz, daß u. a. das Gesetz über die 
Staatsbürgerschaft der Deutschen Demokrati- 
schen Republik vom 20. Februar 1967 von der 
Bundesrepublik Deutschland beachtet werden 
muß und wenn ja, hat diese Beachtung ihrer- 
seits nicht zur Folge, daß die in der Bundes- 
republik Deutschland lebenden SBZ-Flücht- 
linge dann DDR-Bürger geworden und ge- 
blieben sind, wenn sie im Zeitpunkt der Grün- 
dung der DDR deutsche Staatsangehörige wa- 
ren und in der DDR ihren Wohnsitz oder stän- 
digen Aufenthalt hatten? 


88. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 
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90. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
Wagner der im Zweiten Besoldungsneuregelungsge- 

(Günzburg) setz mit Wirkung ab 1. Januar 1971 vorgese- 

hene Abbau derjenigen Beförderungsstellen, 
die die Höchstprozentzahlen des Zweiten Be- 
soldungsneuregelungsgesetzes überschreiten, 
dann unbillige Ergebnisse bringen würde, 
wenn die Arbeit der Bund/Länder-Dienstpo- 
stenbewertungskommission zu einer Revision 
der dem Zweiten Besoldungsneuregelungsge- 
setz zugrundegelegten Bewertungsvorstellun- 
gen führt und daß die rechtzeitige Vorlage 
und gesetzgeberische Auswertung des Arbeits- 
ergebnisses der Kommission sichergestellt 
werden muß, andernfalls der Planstellenabbau 
über den 1. Januar 1971 hinaus aufzuschieben 
wäre? 

Hat die Bundesregierung den Eindruck ge- 
wonnen, daß die Ergebnisse der Beratungen 
der internationalen Rheinwasserkommission 
in Maastricht die Erwartungen verstärken, in 
absehbarer Zeit ein neues, verbessertes Warn- 
system zu erreichen? 

92. Abgeordneter Wird die Bundesregierung von sich aus alles 

Müller tun und ihren Einfluß auf alle beteiligten 

(Mülheim) deutschen Instanzen geltend machen, um eine 

Verbesserung des Warnsystems zu bewirken? 

93. Abgeordneter Ist der Bundesregierung die Zahl der Aus- 

Kater Siedler aus den Ostblockstaaten bekannt, die 

auf Grund ihres Alters und der dadurch be- 
dingten Schulbildung besondere Schwierigkei- 
ten bei ihrer wirtschaftlichen und gesellschaft- 
lichen Eingliederung haben? 

Was beabsichtigt die Bundesregierung zu tun 
bzw. zu veranlassen, um die bereits vorhan- 
denen Möglichkeiten und Mittel für die Ein- 
gliederung dieser Aussiedler zu erweitern 
bzw. zu verbessern? 

95. Abgeordneter Hat die Bundesregierung eine systematische, 

Matthöfer lückenlose Übersicht über alle Grundrechts- 

einschränkungen, die seit der Verkündung des 
Grundgesetzes vorgenommen wurden? 

96. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 

Erhard Dienstwohnungsvergütungen unter den Begriff 

(Bad Schwalbach) der „administrativ beeinflußten Preise" fallen? 

97. Abgeordneter Hält die Bundesregierung eine Erhöhung der 

Erhard Dienstwohnungsvergütungen (Miete) für seit 

(Bad Schwalbach) langem bestehende, also nicht neu errichtete 

Wohnungen in einem Umfang, der weit über 
der Steigerung der Kosten liegt, für gerecht- 
fertigt? 


94. Abgeordneter 

Kater 


91. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 
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98. Abgeordneter Wie lange haben die Kompetenzschwierigkei- 
Breidbach ten zwischen dem Bundesinnenministerium 

und dem Auswärtigen Amt gewisse Hilfsmaß- 
nahmen der Bundesregierung an Nigeria ver- 
zögeit und erklärt sich damit die Tatsache, 
daß der Vertreter des für humanitäre Hilfe 
angeblich zuständigen Bundesinnenministeri- 
ums nicht nach Lagos ausreisen konnte? 

Ist es möglich, daß die Bundesregierung, wenn 
schon nicht für den Normalfall, mindestens für 
kurzfristige humanitäre Hilfsmaßnahmen ihre 
prinzipiellen Schwierigkeiten in den Abgren- 
zungen der Kompetenzen zeitweilig über- 
brückt? 

Wann ist damit zu rechnen, daß sich das 
Bundesinnenministerium und das Auswärtige 
Amt über den vom Bundesverteidigungsmini- 
sterium angebotenen Lufttransport dringend 
benötigter Kraftfahrzeuge einigen? 

101. Abgeordneter Zu welchem Zeitpunkt hat die Bundesregie- 
Dn Wulff ■ rung begonnen, Hilfsmaßnahmen für Biafra 
zu koordinieren? 

Vvürd die Bundesregierung für die Planung 
von zukünftigen Hilfeleistungen in Biafra und, 
falls solche unverzüglich notwendig sind, audi 
in anderen Krisengebieten eine Planungs- 
gruppe einrichten? 

103. Abgeordneter Was wird die Bundesregierung nach dem Be- 

Dröscher kanntwerden der Absichten privatwirtschaft- 

licher Interessenten, durch Zusammenarbeit 
mit und Beteiligung an einer auf dem Gebiet 
des Studiobetriebes tätigen Gesellschaft direkt 
maßgeblichen Einfluß auf das kommerzielle 
Fernsehgeschäft zu erhalten, tun, um den Ein- 
fluß solcher Produzenten auf die Programm- 
gestaltung und die Gestaltung des politischen 
Programms zu verhindern? 

104. Abgeordneter Ist die Bundesregierung damit einverstanden, 

Dröscher daß die Versorgungsbehörden Erfrierungen, 

die im Rahmen der Winterfeldzüge an der Ost- 
front des letzten Krieges als Kriegsverwun- 
dung anerkannt werden, im Sinne der 131er- 
Versorgung nicht als Schädigungsfolgen gel- 
ten, weil sie den Unfallbegriff des § 135 BBG 
angeblich nicht erfüllen ? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
fehlende Rettungswagen die Hilfsorganisatio- 
nen im Unfallrettungswesen nicht die Hilfe 
leisten können, die geleistet werden müßte 
und diese Hilfsorganisationen durch eigene 
finanzielle Leistungen ihren Wagenpark nicht 
wesentlich erweitern können und dadurch 
mancherorts gezwungen sind, den Unfallret- 
tungsdienst durch den Krankentransportdienst 
zu finanzieren? 


105. Abgeordneter 
Seefeld 


102. Abgeordneter 

Josten 


100. Abgeordneter 

Kiep 


99. Abgeordneter 

Kiep 
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106. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die Mittel 
Seefeld zur Ausbildung in Erster Hilfe erneut — wie 

schon in früheren Jahren — weiter zu kürzen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


107. Abgeordneter 
Dr. Hauser 
(Sasbach) 


108. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbadi) 


109. Abgeordneter 
Petersen 


110. Abgeordneter 
Petersen 


Erscheint es der Bundesregierung auf Grund 
sehr praktischer Erwägungen nicht geboten, 
zumindest Minderjährige, die das 18. Lebens- 
jahr vollendet haben, am Scheckverkehr teil- 
nehmen zu lassen, ohne das sie noch weiter- 
hin der Zustimmung des gesetzlichen Ver- 
treters und gar der vormundschaftsgerichtli- 
chen Genehmigung bedürfen (vgl. § 1643 in 
Verbindung mit § 1822 Nr. 9 BGB)? 

Hält die Bundesregierung eine recht baldige 
gesetzliche Regelung der Frage, daß Minder- 
jährige ab 18 Jahren ohne die bisherigen 
Einschränkungen zum Scheckverkehr zugelas- 
sen werden, nicht für geboten, um die in der 
Praxis der Kreditinstitute oft im Zusammen- 
hang mit der bargeldlosen Lohn- und Gehalts- 
zahlung aufgetretenen Schwierigkeiten auszu- 
räumen und damit der Empfehlung des Bun- 
desverbandes des Privaten Bankgewerbes zu 
entsprechen, der bereits im Jahre 1967 das 
Bundesjustizministerium auf dieses Problem 
aufmerksam gemacht hat? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die in 
der Regel hohen Abzahlungsquoten die In- 
haber von Eigentumswohnungen oder Kaufei- 
genheimen hindern, mögliche Mängelrügen 
angesichts des hohen Streitwertes im Prozeß- 
wege zu verfolgen? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
in solchen Fällen den Bürgern den Rechtsweg 
zu erleichtern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


111. Abgeordneter Wie begründet die Bundesregierung die im 
Dr. Apel Steuerrecht geltende Regelung, daß beim ge- ‘ 

trennt lebenden Ehegatten die Unterhaltungs- 
zahlungen an seine Ehefrau und Kinder nicht 
steuerlich abzugsfähig sind, wenn sie auf 
Grund eines Urteils, gerichtlichen Vergleichs 
bzw. freiwilliger — - außergerichtlicher und 
nicht notariell niedergelegter — Vereinbarung 
erfolgen, dagegen eine vor einem Notar abge- 
gebene Erklärung über freiwillige Unterhalts- 
zahlungen in voller Höhe steuerlich abzugs- 
fähig ist? 


16 



Deutscher Bundestag — G. Wahlperiode Drucksache Vl/273 


112. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den Vor- 
Dr. Apel schlag, um eine größere Steuergerechtigkeit zu 

erreichen, getrennt lebende und geschiedene 
Ehegatten statt wie bisher nach Steuerklasse I, 
unter der Voraussetzung, daß nur ein Ehegatte 
Einkommen bezieht und deshalb den anderen 
Ehegatten und evtl. Kinder voll unterhalten 
muß, nach Steuerklasse III zu besteuern? 


113. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Dr. Ritz in den Bundesländern, in denen noch keine 

Lernmittelfreiheit besteht, Aufwendungen für 
Lernmittel im Rahmen der außergewöhnlichen 
Belastungen steuerlich zu berücksichtigen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


114. Abgeordneter 

Baier 


115. Abgeordneter 
Werner 


116. Abgeordneter 
Hussing 


117. Abgeordneter 
Hussing 


118. Abgeordneter 
Pfeifer 


119. Abgeordneter 

Vogt 


Wie beurteilt der Bundesminister für Wirt- 
schaft, daß Walzdraht in Thomas-Güte im er- 
sten Quartal 1969 327,50 DM kostete und im 
ersten Quartal 1970 524,00 DM, also um 
200,00 DM pro Tonne erhöht wurde und ist 
der Bundesminister für Wirtschaft bereit, dar- 
auf hinzuwirken, daß alsbald zollfreie Kon- 
tingente für Importe aus Drittländern geneh- 
migt werden, um damit eine Verbesserung 
des Inlandsmarktes für Walzdraht zu errei- 
chen? 

Ist die Bundesregierung bereit, den Hermes- 
Plafond für jene arabischen Staaten, die im 
Augenblick keine diplomatischen Beziehungen 
mit uns unterhalten, zu erhöhen? 

Halt die Bundesregierung die Abschaffung der 
Preisbindung für Markenartikel für ein Mittel, 
um marktgerechte Preissenkungen zu errei- 
chen? 

Denkt die Bundesregierung daran, heute, wo 
ein Großteil der Preise steigt, die Preisbin- 
dung der zweiten Hand aufzuheben und damit 
insbesondere einer Forderung von SPD und 
DGB zu entsprechen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung Äußerun- 
gen des Hauptgeschäftsführers der Arbeitsge- 
meinschaft der Lebensmittel-Filialbetriebe, in 
denen die in einer halbseitigen Zeitungsan- 
zeige der Bundesregierung enthaltenen Pro- 
gnosen über Preissenkungen bei den Grund- 
nahrungsmitteln um 1 bis 6Vo als eine „be- 
wußte Irreführung der Verbraucher" bezeich- 
net wurden? 

Befürwortet die Bundesregierung die paritäti- 
sche Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den 
Industrie- und Handelskammern? 
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120. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, einen ent- 

Vogt sprechenden Gesetzentwurf, der das vorläu- 

fige Gesetz zur Regelung des Rechts der In- 
dustrie- und Handelskammern ersetzen würde, 
einzubringen? 

121. Abgeordneter Trifft es zu, daß gegenwärtig der EWG-Mini- 

Löffler sterrat die Frage prüft, ob gemäß Artikel 155 

des EWG-Vcrtrags die Abwicklung des inner- 
deutschen Handels durch die Europäische Kom- 
mission überwacht werden müßte? 

122. Abgeordneter Wenn ja, welche Schritte gedenkt die Bundes- 

Löffler regierung zu unternehmen, um den innerdeut- 

schen Handel unbeeinflußt von der EWG so 
gestalten zu können, wie es der in der Regie- 
rungserklärung vom 28. Oktober 1969 ange- 
kündigten Politik entspricht? 

123. Abgeordneter In der Pressemitteilung über die „konzertierte 

Müller Aktion" des Bundeswirtschaftsministers vom 

(Niederfischbach) 12 . Januar 1970 wird erklärt, „Sollten admini- 
strative Preisregelungen dennoch geändert 
werden, so ist damit gleichzeitig eine stärkere 
marktwirtschaftliche Gestaltung (z. B. Margen- 
tarife) zu verbinden". Der Bundesverkehrs- 
minister erklärte am 4. Dezember 1969 vor 
dem Verkehrsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages zur Tarifpolitik, „gegenwärtig ist nicht 
ausreichend, nur eine Marge zu geben". Wel- 
che Äußerung gibt die Meinung der Bundes- 
regierung wieder? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

124 . Abgeordneter Weiche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Dr. Häfele rung, landwirtschaftlichen Betrieben, die aus 

Gründen der Volksgesundheit „biologischen 
Landbau" betreiben und dafür Umstellungs- 
investitionen vornehmen und Einkommens- 
einbußen hinnehmen müssen, Hilfen zu ge- 
währen? 

125. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, bei den Be- 

Dr. Gölter ratungen der EWG-Weinmarktordnung auf 

der gegenseitigen Anerkennung geltender 
oder beschlossener Weinrechte zu bestehen? 

126. Abgeordneter Sind bei der bevorstehenden Weinmarktord- 

Dr. Gölter nung Interventionsschemen zu erwarten? 

127. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die im 

Wende Bereich der Bundesrepublik Deutschland für 

die deutsche Obsterzeugung geltende Pflan- 
zenschutzmittelverordnung, welche aus ge- 
sundheitlichen Erwägungen die Verwendung 
arsenhaltiger Spritzmittel unter Verbot stellt, 
durch ausländische Importe, insbesondere aus 
den EWG-Partnerländern Frankreich und Ita- 
lien, ständig verletzt wird? 
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128. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß im 
Wende Jahre 1969 Obst, das bereits durch die Inter- 

vention vernichtet sein sollte, in Kisten ge- 
füllt und auf dem Markt teilweise sogar als 
zweite Qualität verkauft wurde? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 

129. Abgeordneter Was gedenkt der Bundesminister für Städte- 

Baier bau und Wohnungswesen zu unternehmen, 

nachdem er im Süddeutschen Rundfunk am 
10. Januar 1970 erklärte, daß die vorhandenen 
Vorschriften gegen den Mietwucher nicht aus- 
reichen? 

130. Abgeordneter In welchem Umfang sind Wohnungen, die mit 

Mertes Bundesmitteln gefördert wurden, nach Kennt- 

nis der Bundesregierung in Privatbesitz über- 
gegangen und in welchem Umfang befinden 
sich derartige noch in Händen von Kommunen 
oder Baugesellschaften? 

131. Abgeordneter Welche Überlegungen hat die Bundesregie- 

Mertes rung hinsichtlich eines verstärkten Einsatzes 

des öffentlich geförderten Wohnungsbaues 
als Mittel der privaten Vermögensbildung? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


132. Abgeordneter Weiß die Bundesregierung, wann der vom 

Matthöfer koreanischen Geheimdienst aus Frankfurt ent- 

führte Physiker Chung Kyu Myung wieder 
in die Bundesrepublik Deutschland zurück- 
kehren wird? 

133. Abgeordneter Ist der Bundesregierung die Pressemeldung 

Walkhoff bekannt, daß der für die Entführung von 17 

Südkoreanern aus der Bundesrepublik 
Deutschland verantwortliche südkoreanische 
Geheimdienstchef Kim Yong Wook beabsich- 
tigt, privat die Bundesrepublik Deutschland 
zu besuchen? 

134. Abgeordneter Würde die Bundesregierung in einem solchen 

Walkhoff oder ähnlich gelagerten Fall ein Visum ertei- 

len? 

135. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, daß der Leiter 

Wohlrabe des Protokoll- und Auslandsamtes des Senats 

von Berlin Generalkonsul von Calcutta wer- 
den soll, um Streitigkeiten in der Berliner 
Regierungskoalition (SPD, FDP) auszuräumen? 
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136. Abgeordneter 

Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 


Treffen Meldungen zu, daß der Leiter des 
Protokollamtes des Senates von Berlin Gene- 
ralkonsul in Calcutta werden soll, obwohl der 
jetzige Stelleninhaber die übliche Amtszeit in 
dieser Stelle noch nicht abgeleistet hat? 


137. Abgeordneter 

Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 


Gedenkt die Bundesregierung bei der Beset- 
zung wichtiger Auslandsposten personelle Ent- 
scheidungen mit der Ausräumung koalitions- 
politischer Schwierigkeiten in Landesregierun- 
gen zu verbinden? 


138. Abgeordneter Ist es richtig, daß die nigerianische Regierung 
Werner durch eine Anzahl oft sehr hinderlicher und 

in dieser Situation schwer verständlicher for- 
maler Einwände den Fluß unserer Hilfsmaß- 
nahmen verzögert und Menschenleben da- 
durch gefährdet werden? 


139. Abgeordneter Welche Bestimmungen im Atomsperrvertrag 
Dr. Schulze- schützen die Nichtkernwaffenstaaten nach 

Vorberg Meinung der Bundesregierung vor jeder Form 

von atomarer Bedrohung und Erpressung? 


140. Abgeordneter 
Dr. Sdiuize- 
Vorberg 


Kann die Bundesregierung die Übersetzung 
— und schriftlich auch den Originaltext — der 
vom Bundesminister des Auswärtigen in der 
14. Sitzung am 27. November 1969 erwähnten 
Rechtsmeinung des Herrn Prof. Schostow in 
der Zeitschrift „Meshdunarudnaja Schisn" vor- 
legen, aus der u. a. sich angeblich für die Bun- 
desregierung die Sicherheit ergibt, daß der 
Atomsperrvertrag eine europäische Option 
nicht verbietet? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1. Abgeordneter Aus welchen Gründen wurden den vom 16. bis 
Tallert 26. Januar 1970 in die Bundesrepublik Deutsch- 

land eingeladenen Vertretern der in Paris ver- 
handelnden Delegationen der Demokrati- 
schen Republik Vietnam und der Provisori- 
schen Revolutionären Regierung der Republik 
Südvietnam die Einreise in die Bundesrepublik 
Deutschland verweigert? 


2. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß mit 
Tallert der Genehmigung der Einreise irgendeine Ge- 

fahr für die Bundesrepublik Deutschland be- 
standen hätte? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


3. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die für Be- 
Dr. Haack amte im Ruhestand geltenden Beihilfevor- 

schriften auch auf die im Ruhestand befind- 
lichen anderen Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes auszudehnen, die während ihrer 
Dienstzeit beihilfeberechtigt waren? 


4. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Emmert 


Wie beurteilt die Bundesregierung — nach 
der DDR-Symbolregelung bei internationalen 
Veranstaltungen in der Bundesrepublik 
Deutschland und der angekündigten Initiative 
des Deutschen Sportbundes zur Verbesserung 
der innerdeutschen Sportsituation — die Mög- 
lichkeiten einer Aktivierung der innerdeut- 
schen Sportbeziehungen? 


5. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Emmert 


Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung 
der DDR-Sportschau bei, die in letzter Zeit 
immer häufiger im Rahmen von Veranstaltun- 
gen von Turn- und Sportvereinen in der Bun- 
desrepublik Deutschland auftritt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


6. Abgeordneter 

Dr. Becker 
(Mönchen- 
gladbach) 


Welche Überlegungen liegen der Regelung 
im Einkommenssteuerrecht zugrunde, geschie- 
dene und ledige Frauen mit Kindern in die 
Steuerklasse II der Lohnsteuertabelle einzu- 
stufen, statt in die Steuerklasse III wie ver- 
witwete Frauen mit Kindern? 
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7. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die im August 
Dr. Schwörer 1969 vom Parlamentarischen Staatssekretär 
im Bundesfinanzministerium Leicht anläßlich 
einer Besichtigung in Sigmaringen gegebene 
Zusage, daß sich das Bundeslinanzministerium 
mit dem Bundesverteidigungsministerium we- 
gen einer Koordinierung der Baumaßnahmen 
im Bereich des Sportstätten- und Wohnungs- 
baues ins Benehmen setzen werde und daß 
die Stadt Sigmaringen an diesen Beratungen 
beteiligt werden solle, durch Einsetzung einer 
aus den genannten Behörden bestehenden 
Kommission einzulösen? 


8. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Interesse 
Dr. Schwörer einer sparsamen Verwendung von Haushalts- 
mitteln neue Projekte in Sigmaringen nicht in 
Angriff zu nehmen, bevor eine Beratung dieser 
Projekte in dieser Kommission stattgefunden 
hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


9. Abgeordneter Hält die Bundesregierung eine Erhöhung der 
Burger Sätze über das Pflegegeld in der gesetzlichen 

Unfallversicherung für erforderlich und wird 
sie eine entsprechende Gesetzesänderung Vor- 
schlägen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


10. Abgeordneter Wieviel Soldatenheime stehen derzeit in wie- 
Hussing viel Standorten (Garnisonen) zur Verfügung 

und in wieviel Standorten fehlt ein solches 
Heim? 


11. Abgeordneter 

Hussing 


Wie sieht dieses Zahlenverhältnis bei Offizier- 
und Unteroffzierheimen aus? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


12. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung wiederholt 
Wienand auftauchende Pressemeldungen, nach denen 

die Bürger der Bundesrepublik Deutschland 
vor einem Angebot von etwa 60 000 verschie- 
denen Arzneimitteln stehen und wegen des 
großen Angebots keine Möglichkeit haben, 
Qualität und Brauchbarkeit der pharmazeuti- 
schen Erzeugnisse zu überprüfen? 
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13. Abgeordneter Hat die Bundesregierung die Absicht, ähnlich 

Wienand wie in anderen Ländern eine amtliche Arznei- 

mittelkontrolle einzuführen und durch staat- 
liche, für jedermann erkennbare Kontrollmaß- 
nahmen eine Situation herbeizuführen, durch 
die die Bevölkerung vor Schäden an Leib und 
Leben bewahrt und skrupellosen Geschäfte- 
machern das Handwerk gelegt werden könnte? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


14. Abgeordneter 

Dr. Haack 


15. Abgeordneter 

Biechele 


16. Abgeordneter 

Biediele 


17. Abgeordneter 

Dasch 


18. Abgeordneter 

Burger 


Wann wird die Autobahnstrecke Nürnberg — 
Amberg so weit fertiggestellt sein, daß die 
Ausfahrt Alfeld für den Verkehr freigegeben 
werden kann? 

Wie beurteilt die Bundesregierung Pläne für 
eine Brücke über den Bodensee im Bereich 
des überlinger Sees im Zusammenhang mit 
ihrem Verkehrskonzept für den Raum Boden- 
see, Linzgau-Hegau? 

Ist die Bundesregierung bereit, durch Unter- 
suchungen über Trasse und Form der Brücke 
zu prüfen, ob dieses Projekt in ihr Verkehfs- 
konzept für diesen Raum einbezogen werden 
muß? 

Nachdem in Kürze der Ausbau der B 12 mit 
der Ortsumgehung Haag weitergeführt wer- 
den soll, frage ich die Bundesregierung, bis 
wann mit dem Ausbau der B 15 sowohl der 
Ortsumgehung von Haag als auch der nördlich 
und südlich von Haag dazu notwendigen An- 
schlußstrecken gerechnet werden kann? 

Enthalten publizierte Meinungen eine Grund- 
lage, wonach die Erstellung militärischer Bau- 
ten auf dem Feldberg im Schwarzwald die 
Ausstrahlung des Fernsehsenders beeinträch- 
tigen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


19. Abgeordneter Für welche kulturellen Maßnahmen im Be- 
Weigl reich des Landes Bayern hat der Bundesmini- 

ster für gesamtdeutsche Fragen bzw. inner- 
deutsche Beziehungen im Haushaltsjahr 1969 
Mittel aus der sogenannten Minister-Reserve 
bereitgestellt? 
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20. Abgeordneter Ist der Bundesminister für gesamtdeutsche 
Weigl Fragen bzw. innerdeutsche Beziehungen bei 

der Auswahl oben genannter Maßnahmen 
von den Vorschlägen des Landes Bayern ab- 
gewichen? 


Bonn, den 23. Januar 1970 
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